
Mieterschutzgesetz

mit seiner Vertretung in Mietangelegenheiten betraute 
Person die Belästigung (Abs. 1) durch eigenes Verschulden 
veranlaßt, so findet eine Aufhebung nicht statt.

(3) Der Vermieter muß die Klage bimien sechs Monaten 
von dem Zeitpunkt an erheben, in dem er von dem Auf­
hebungsgrund Kenntnis erlangt hat. Die Klage ist aus­
geschlossen, wenn seit dem Entstehen des Aufhebungs­
grundes ein Jahr verstrichen ist.

§3
(1) Der Vermieter kann auf Aufhebung des Mietverhält­

nisses klagen, wenn der Mieter, welcher den Mietzins in 
kürzeren als vierteljährigen Zeitabschnitten zu entrichten 
hat, mit einem Betrag im Verzug ist, welcher den für die 
Dauer eines Monats zu entrichtenden Mietzins übersteigt; 
bei einem den Betrag für zwei Monate nicht erreichenden 
Rückstand ist die Erhebung der Klage erst zwei Wochen 
nach der Fälligkeit zulässig. Ist der Mietzins in viertel­
jährigen oder längeren Zeitabschnitten zu entrichten, so 
kann die Aufhebungsklage erhoben werden, wenn der 
Mieter mit einem Betrag im Verzug ist, welcher den für die 
Dauer eines Vierteljahres zu entrichtenden Mietzins erreicht; 
bei nur einmaligem Rückstand ist die Erhebung der Klage 
erst zwei Wochen nach der Fälligkeit zulässig. Bezieht sich 
der Rückstand auf mehrere Zeitabschnitte, so ist für die 
Berechnung des nach Satz 1, 2 maßgebenden Betrags der 
Mietzins des Zeitabschnittes zugrunde zu legen, hinsichtlich 
dessen der Mieter zuerst in Verzug geraten ist.

(2) Der Anspruch besteht nicht, wenn der Verzug auf 
Unkenntnis des Mieters über den Betrag oder den Zeitpunkt 
der Fälligkeit des Mietzinses oder auf irrige Annahme eines 
Aufrechnungs-, Minderungs- oder Zurückbehaltungsrechts 
zurückzuführen ist, es sei derm, daß die Unkenntnis oder 
der Irrtum auf Fahrlässigkeit beruht.

(3) Die Aufhebung ist nicht mehr zulässig, wenn bis zum 
Ablauf eines Monats seit Erhebung der Klage der Mieter 
den Vermieter befriedigt oder eine gegenüber der Mietzins­
forderung zulässige Aufrechnung erklärt oder wenn inner­
halb dieser Frist dem Gericht die Erklärung des Rates der
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